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häufigen Kursänderimgeni die Kurse werden in der 
Regel bei jedem  Regierimgswechsel neu festgelegt. 
Darüber hinaus verursacht die Einführung der diffe­
renzierten W echselkurse Diskriminierungen und Här­
ten, sowohl auf der Einfuhr- als audi auf der Ausfuhr­
seite. Trotz dieser Mängel bleibt sie vorerst für den 
Iran, wie auch für viele andere Entwicklungsländer, 
ein Mittel, die Last der Zahlungsbilanzdefizite zu ver­
mindern und die Gefahren der inflationistisciien Ten­
denzen, die von dieser Seite herrühren, zu beseitigen. 
Sie kann für den Iran befürwortet werden, und zwar 
selbst dann, weim dieses System allmählicJi auf eine 
strenge Devisenbewirtschaftung hinauslaufen würde. 
Diese Möglichkeit ist für den Iran nicht ausgeschlossen, 
da die schon knappen M ittel (Devisen), selbst bei 
niedrigem Einheitskurs, nicht ausreidien, um die Nach­
frage zu decken.

. . . durch F iskalpolitik

Im Gegensatz zur klassischen Notenbankpolitik hat 
die Fiskalpolitik für die Beeinflussung des Preis­
niveaus und für die Verhinderung einer inflationisti­
schen Tendenz eine größere Bedeutung. Glaubt man 
aber, daß die Erhöhung von Steuern, Verringerung der 
öffentlichen Ausgaben, direkte Einschränkung der 
Kredite, die Lohnfestsetzung und direkte Maßnahmen 
der Preiskontrolle unproblematisch und einfach auf die 

■ Entwicklungsländer, insbesondere auf den Iran, an ­
wendbar sind, befindet man sich im Irrtum. Eine gene­
relle Steuererhöhung würde sehr wahrscheinlich den 
Verbrauch der Bevölkerung einschränken und damit 
möglicherweise preisdämpfend wirken. Aber wird, so 
muß m an fragen, diese generelle Steuererhöhung in 
einem Land, in dem über 80 Va der Bevölkerung am 
Rande des Existenzminimums leben, nicht doch nur 
äußerst geringe Auswirkungen auf die Einnahmen des 
Staates haben und außerdem den W iderstand der Be­
völkerung gegen die Regienmg verstärken? Ist es 
überhaupt wirtschaftlich und sozial gerechtfertigt, den 
Verbrauch einer Bevölkerung zu vermindern, die in­
folge eines sehr geringen Einkommens nicht einmal 
ihre physischen Bedürfnisse decken kann? Ist es ferner 
gerechtfertigt, bei jährlich 15 Voiger Steigerung des 
Preisniveaus die Löhne, die ohnehin minimal sind und 
in der Höhe der Preissteigerung jährlich verm indert

werden, starr festzusetzen? Eine- generelle Durchfüh­
rung dieser Maßnahmen Wäre weder sozial noch w irt­
schaftlich zu empfehlen.

Man kann aber den W eg einer progressiven Besteue­
rung, nach der die höheren Einkommensgruppen 
wesentlich stärker belastet werden als bisher, beschrei­
ten. Für diese Maßnahme spricht besonders, als damit 
das immer stärker werdende Auseinanderklaffen der 
Einkommen verschiedener Schichten reduziert oder 
beseitigt werden kann. Von besonderer W ichtigkeit 
ist dieses M ittel insofern, als im Iran  eine geringe 
M inderheit nicht nur über den höchsten Anteil des 
Gesamteinkommens verfügt, sondern ebenfalls zuneh­
mend die Produktionsmittel, den Grund und Boden 
und die neuentstehende Privatindustrie in die Hand 
bekommt. Da aber diese Gruppe eine sehr starke 
Macht sowohl in der Regierung als auch im Parlam ent 
besitzt, ist oft jede wirtschaftspolitische Entscheidung, 
die ihren Interessen entgegenwirkt, von vornherein 
zum Scheitern verurteilt. Statt eine wirksame Boden­
reform oder mindestens eine stärkere steuerliche Be­
lastung der Großgrundbesitzer einzuführen, versucht 
die Regierung lediglich, die Staatsausgaben zu erhö­
hen, die aber in erster Linie zur V erstärkung der 
Verteidigungsmacht dienen.

Das V erhalten des Staates und der Bevölkerung sind 
bedeutsam e Determinanten für die Beschleunigung 
oder Verlangsamung der Preisentwicklung. Von staat­
licher Seite wird aber bei jedem — in  letzter Zeit 
häufig gewordenen — Regierungswechsel experimen­
tiert. Einer Politik der Expansion folgt kurz darauf 
eine radikale Kontraktionspolitik, worauf nach kurzer 
Zeit w ieder zum ersten Extrem zurückgekehrt wird. 
Die gesamte W irtschaft des Iran ist durch eine solche 
labile, ja  „launische" W irtschaftspolitik in ernste Ge­
fahr geraten. Das Ergebnis einer solch unbeständigen 
W irtschaftspolitik ist eine Verschwendung der. knap­
pen Mittel. Insbesondere werden hierdurch soziale 
Ungerechtigkeiten geschaffen, die aber in zunehmen­
dem Maße zu einem Unruheherd werden, der manche 
Explosionsgefahren birgt. Man kann für die wirtschaft­
liche Entwicklung des Iran nichts sehnlicher wünschen 
als eine den wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnissen 
des Landes angepaßte stabile W irtschaftspolitik.

Probleme der Immigranten-Eingliederung in Israel
Dr. L.^Berger,

Wenn man das Auf und Ab der Einwanderung in 
Israel betrachtet, kann man heute feststellen, daß 

es Zeiten gab, da die Schwierigkeiten, die die Absor­
bierung der Einwanderer bereitete, die W irtschaft des 
Landes entscheidend bestimmten. Und es gab Zei­
ten, da die herrschende wirtschaftliche Konstellation 
für Ausmaß und A rt der Absorbierung der Einwande­
rer entscheidend war. Im ersten Falle erhöhte die 
Immigration die Abhängigkeit Israels von der Aus­
landshilfe, während im zweiten Falle Israels wirt-

Tel Aviv

schaftliche Organisation den Grad der Abhängigkeit 
der Einwanderer von den öffentlichen Institutionen 
diktierte.

W irtschaftliche A bh än gigkeit und  
E invoandfrungsquote

ü b er eine Million Menschen, die bar aller materiellen 
Mittel waren, kamen im ersten Jahrzehnt seines Be­
stehens nach Israel. Ihre Absorbierung w ar passiv, 
d. h. sie beschränkte sich hauptsächlich darauf, sie zu
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Konsumenten zu madien. Das machte den Einsatz be­
trächtlicher Summen für die Einfuhr von Verbrauchs­
gütern, aber auch von Produktionsmitteln und für 
Investitionen zur Entwicklung der Infrastruktur er­
forderlich. Diese konsumorientierte Absorbierung 
erhöhte die Abhängigkeit der W irtsdiaft von auswär­
tiger Hilfe.

Prof. Dan Patinkin (Univeisität Jerusalem) veröffent­
lichte in  seinem Überblick über die W irtsdiaft Israels 
(„The Israeli Economy in the First Decade") folgende 
Tabelle über v ier Indikatoren der wirtschaftlidien 
Abhängigkeit Israels:

Indikatoren der wirtsdiaftlidien Abhängigkeit Israels

Position 1950 1952 1954 1956 195Ô

Einfuhrüberschuß 
in  M ill. $ zu laufenden
P reisen  281,8 306,8 238,0 356,6 333,4

Pro-Kopf-Einluhrübersdiiuß 
in  Miill. $ zu laufenden;
P reisen  222 191 141 195 167

B ruttosozialp rodukt 
a ls  Prozientsiatz d e r 
insgesam t genutzten 

, H ilfsquellen  (basiert 
auf laufenden  Preisen) 82.5 80,2 83,3 79,8 85,5

B ruttosoz'ialprodukt 
als Prozentsiatz der 
insgesam t für d en  
V erbrauch  gen-utzten 
H ilfsquellen  p lus
A bschreibungen 98,1 , 95,9 95,3. 93,5 100,7

W enn w ir die statistisdien Daten der Einwanderungs­
rate  — 1950: 170 000, 1952: 25000, 1954: 18 000, 1956: 
27 000 — mit dieser Tabelle vergleidien, so bemerken 
wir, daß eine A b n a h m e  in der Einwanderungs- 
dynam ik mit einer Z u n a h m e  der w irtsdiaftlidien 
A bhängigkeit verbunden ist. Hieraus geht klar hervor, 
daß das zunehmende Außenhandelsdefizit aus dem 
wachsenden V erbraudi und dem unbefriedigenden 
Produktionsstend im Vergleidi zur Nutzung der Hilfs­
quellen resultierte, jedodi nidit aus einer Steigerung 
der Immigration. Das bedeutet, daß der Grad des 
Nachhinkens des wirtsdiaftlidien W adistums in Israel 
sich nicht in direktem Verhältnis zur Steigerung dei 
Einwanderung erhöhte, sondern in direktem V erhält­
nis zu seinem Versagen, diese Einwanderung während 
der vergangenen Jahre in ein Produktionssystem ein­
zugliedern, das den Bedürfnissen seiner W irtsdiaft 
angem essen ist.

Die Pro-Kopf-Einfuhr stieg in den Jahren 1954 bis 
1958, also den Jahren der niedrigsten Einwanderungs­
quote. Daß kann nur durdi das Absinken der wirt- 
schaftlidien Produktivität pro Kopf der Bevölkerung 
erk lä rt werden, d. h. daß es mißlang, die Einwanderei 
aus früheren Jahren in der Wirtsdiaft zu absorbieren. 
O der m it anderen W orten: die zwisdien 1954 und 1958 
sowie in den späteren Jahren ansteigenden Defizite 
w urden dadurdi verursadit, daß es mißlang, die Ein­
w anderer der Jahre  1950 und 1951 (insgesamt 330 000) 
zu absorbieren. Diese (vom Standpunkt der wirtschaft- 
lid ien  Entwidclung) mißlungene Eingliederung hat 
vielen Jahren, selbst der Gegenwart, ihren Stempel 
aufgeprägt. W enn w ir die Indikatoren der wirtschaft­
lichen Abhängigkeit nadi Prof. Patinkin fortführen, so

ergibt sidi für 1960 ein Einfuhrübersdiuß von 
341,5 Mill. $,-und auch die anderen Daten weisen auf 
eine Verschlechterung der Lage hin.

Die Indikatoren der wirtschaftlichen Abhängigkeit 
können deshalb als ein Maßstab für den mangelnden 
Erfolg Israels angesehen werden, die Einwanderer in 
seine W irtschaft einzugliedern. Das Defizit in der 
W aren- und • Dienstleistungsbilanz des Landes stellt 
nichts anderes als ein Defizit in der Beschäftigungs­
struktur seiner Bevölkerung dar. Das beruht auf der 
Konzeption, daß der Lebensunterhalt durch erhöhte 
Auslandshilfe, nicht durdi eine ausgeglichene Entwick­
lung der W irtschaft sichergestellt werden sollte. M ate­
rielle Hilfe des Auslandes in Form von Schenkungen 
und Krediten nimmt in Israel die Gestalt eines öffent­
lichen Fonds an, der dem Staat zur Verfügung steht.

A bh än gigkeit d e r  E inw anderer von  ö ffen tlichen  Fond*

Israels Abhängigkeit von auswärtigen Faktoren, die 
durch seinen Fehlschlag entstand, die Einwanderer 
wirtsdiaftlich zu absorbieren, hat nun wiederum zu  ̂
einer wirtschaftlichen Abhängigkeit der Einwanderer- 
von den Körpersdiaften geführt, die über diese Fonds 
verfügen. Die Gefahren, die darin liegen, auf diese 
W eise private Unternehmungen und Unternehmungs­
geist durch einen öffentlichen Fonds ersetzen, wurden 
von allen Experten für den Einsatz von Auslandshilfe 
in Entwicklungsländern herausgestellt.

Um die wirtschaftliche Abhängigkeit der Bevölkerung 
von der Staatskasse mit der wirtschaftlichen Abhän­
gigkeit Israels vom Ausland vergleichen zu können, 
muß man nur folgende Größen berücksichtigen: das 
Wachstum der staatlichen Investitionen; die Zunahme 
der Verschuldung von Einzelpersonen und Firmen ge­
genüber dem  Staat (Anleihen des Entwicklungsbudgets 
für Wohnungsbau, Industrie und Landwirtschaft); die 
Abnahme der selbständig Beschäftigten im Vergleich 
zur Gesamtzahl der Beschäftigtenj und schließlich die 
W achstumsrate der verschiedenen Subventionen.

W as bedeuten nun diese Tatsachen? Der Anteil dès 
Staates an den Investitionen in der W irtschaft Israels 
hat nach Prof. Patinkins Berechnungen in der bereits 
erw ähnten Veröffentlichung 50®/» überschritten, wäh­
rend die entsprechenden Zahlen für andere Länder 
beispielsweise betragen; Frankreich etwa IlVo, Groß­
britannien 38 */i) und Burma 43 ®/o. Man muß sich auch 
vergegenwärtigen, daß es in Israel neben dem Staat 
noch andere öffentliche Institutionen gibt, die Investi­
tionen durchführen: die Organisation der Gewerkschaf­
ten und die Jewish Agency. Die private Verschul­
dung gegenüber dem Staat kann folgenden Daten ent­
nommen werden; 1952/53 finanzierte der Staat 15,7 “/o 
der Investitionen im W ohnungsbau, 1957/58 dagegen 
42,1 “/». Die Verschuldung der verarbeitenden Indu­
strie erhöhte sich zwischen 1954/55 und 1960/61 auf das 
500fache! Im Jahre  1955 w aren 22,1 “/o der arbeitenden 
Bevölkerung selbständig tätig, ihr Anteil fiel im Jahre 
1960 auf 19,3*/». Die staatlichen Subventionen an den 
privaten Sektor beliefen sich 1955 auf 43 Mill. I£ und 
1960 auf 208 Mill. I£, ein Anstieg um 400 “/o.
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In Israel und im Ausland hat sidi die Aufmerksamkeit 
auf die zunehmende Abhängigkeit der israelisdien 
Bevölkerung von öffentlidien Fonds geriditet. Dieses 
Thema wurde auf internationalen soziologisdien Kon­
gressen erörtert. *) Eine der indirekten w irtsdiaftlidien 
und soziologisdien Folgen der mißlungenen Absorbie­
rung ist die Auswanderung aus Israel. In einer Unter­
sudiung über die Ursadien für die Auswanderung 
wird darauf hingewiesen, daß eine bedeutende Anzahl 
von Auswanderern früher selbständig Besdiäftigte 
waren, die durdi die w irtsdiaftlidien Bedingungen 
Israels gezwungen waren, eine besoldete Besdiäfti­
gung anzunehmen.

K oordin ierung d e r  volksw irtschaftlichen  
und persönlichen Interessen

Man muß jedodi audi die besonderen Sdiwierigkeiten 
berüdcsiditigen, denen Israel begegnet, wenn es bei 
dem Eingliederungsprozeß die persönlidien Interessen 
der Einwanderer mit den Interessen der Volkswirt- 
s'diaft in Einklang zu bringen hat. In den meisten Ent- 
widclungsländern ist es der Zwedc der Entwidclung, 
das Sozialprodukt pro Kopf der Bevölkerung mit mög- 
lidist niedrigen Kosten zu erhöhen. Israel hat ein zu- 
sätzlidies Ziel; die Zahlungsbilanz zu verbessern und 
damit seine wirtsdiaftliche Abhängigkeit zu verrin­
gern. Das macht eine selektive Produktionssteigerung 
erforderlich. Diese doppelte Aufgabe Israels muß 
hauptsächlich von den Einwanderern gelöst werden, 
da sie die einzigen sind, die bei der W ahl ihrer Be­
sdiäftigung beeinflußt werden können. Ein Versuch, 
die ansässigen Landeseinwohner bei dieser W ahl zu 
beeinflussen, würde wahrscheinlich zu sozialen und 
wirtschaftlichen Krisen führen.

Der richtige Rahmen für eine wirtschaftliche Eingliede­
rung der Einwanderer muß deshalb in einer Koordi­
nierung der makroökonomischen Interessen (der 
Volkswirtschaft Israels) und den mikroökonomischen 
Interessen (des Individuums) gefunden werden. Es 
müssen Bedingungen geschaffen werden, die denjeni^ 
gen Einwanderern Gewinne sichernj die das meiste 
zu einer V erringerung der Einfuhr oder einer Steige­
rung der Ausfuhr beitragen.

Die Erfahrungen des letzten Jahrzehnts zeigen, daß, 
obwohl das Sozialprodukt pro Kopf der Bevölkerung 
um etwa 50 “/» stieg, nur 16 ®/o dieser Steigerung einen 
direkten Einfluß auf die Verbesserung der Zahlungs­
bilanz hatten. M angelnde Selektion bei der Erhöhung 
der Produktion muß für dieses unzureichende Ergeb­
nis verantwortlich gemacht werden. Es wurde nach­

1) Vgl. B e n - D a  V i d  : »Formation of a  Salaried  Professionei 
C lass in Israel*, D ritter In te rna tiona ler Soziologisdier Kongreß 
1956, sowie d ie Untersxichung .Public Subventions in  Israel* auf 
dem Kongreß der A ssociation for political Sciences in H aifa 1957.
*) «Research into th e  C auses of Em igration", hrsg . vom  Departmient 
of Sociology d e r  H ebiaisd ien  U niversitä t, 1959.

gewiesen, daß die Investitionen, die in diesem Zeit­
raum für eine Expansion der Produktion vorgenom- 
men wurden, nicht dem im Ausland gültigen Standard 
entsprachen. Das führt zu einem weiteren Sdiluß; Das 
Prinzip der wirtschaftlichen Eingliederung muß auch 
auf die Investitionen angewandt werden — nämlich 
nicht nur auf die A rt der ausgewählten Produkte, son­
dern auch auf den Maßstab und die M ethoden ihrer 
Produktion.

W irtschaftliche P lan u n g  ohne Zw angsm aßnahm en

Die W irtschaft muß dynamischer gestaltet und mit den 
W ellen neuer Einwanderer koordiniert werden. Es 
muß dafür gesorgt werden, daß in Übereinstimmung 
mit den Prinzipien einer ausgeglichenen Absorbierung 
jede zusätzliche Einheit von Kapital oder Arbeit das 
Sozialprodukt wenigstens entsprechend erhöht. All 
das muß unter dem Blickpunkt einer Selektion erfol­
gen, die durch die obersten Bedürfnisse der Volks­
wirtschaft erforderlich wird.

Offensichtlich ist es. notwendig, die wirtschaftliche Ein­
gliederung der Einwanderer zu lenken. Das soll aber 
nicht als eine Aufforderung dazu verstanden werden, 
die Einwanderer zwangsweise in die verschiedenen 
Beschäftigungszweige zu lenken. W ir haben aus 
früheren Erfahrungen gelernt, daß eine zwangsweise 
Lenkung des Verbrauchs und Kontrolle der Handels­
bilanz oder zwangsweise Planung für Industrie und 
Landwirtschaft allgemein hohe Preise und geringe 
Produktivität zur Folge hatten. In der Zeit, da Len- 
kungs- und Kontrollmaßnahmen herrschten, wuchs die 
Zahl d e r Beschäftigten schneller als das Sozialprodukt 
und führte zu einer Inflation. Beträchtliche Summen, 
die für direkte und indirekte Subventionen ausgege­
ben wurden, lenkten die Einw;anderer von wirtschaft­
lich gesunden Richtungen ab, die eine M arktwirtschaft 
begünstigt. Infolge des ungünstigen V erhältnisses 
zwischen Produktion und Beschäftigtenzahl, zwischen 
Investitionskosten und Produktionswert entstand ein 
Bedarf nach ständiger Subventionierung. Diese Sub­
ventionen, die entweder den Produzenten gezahlt 
wurden, um den Preis der Produkte zu senken, oder 
d irekt dem Verbraucher zugute kamen, schufen einen 
magischen Zirkel von Haushalts- oder Zahlungsbilanz­
defiziten.

Eine gesunde Konzeption von der Absorbierung der 
Einwanderer muß nicht nur den statischen Zustand 
der W irtschaft als Ausgangspunkt berücksichtigen, 
sondern auch die V eränderungen voraussehen, die 
während der ersten Stadien des Eingliederungsplanes 
und in seiner endgültigen Konsequenz erfolgen. W irt­
schaftliches Planen ohne eine derartige Perspektive 
leidet an dem M angel einer genauen Abschätzung 
der gegenseitigen Abhängigkeit von Eingliederung 
und wirtschaftlicher S truktur als Ganzem.
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